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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche BekanntmachungÖffentliche BekanntmachungÖffentliche BekanntmachungÖffentliche Bekanntmachung    der Stadt Meerbusch über das Widerspruchsrecht gemäß § 18 Absatz 7 des der Stadt Meerbusch über das Widerspruchsrecht gemäß § 18 Absatz 7 des der Stadt Meerbusch über das Widerspruchsrecht gemäß § 18 Absatz 7 des der Stadt Meerbusch über das Widerspruchsrecht gemäß § 18 Absatz 7 des 
MelderechtsraMelderechtsraMelderechtsraMelderechtsrahhhhmengesetzes (MRRG) gegen die Datenübermittlung mengesetzes (MRRG) gegen die Datenübermittlung mengesetzes (MRRG) gegen die Datenübermittlung mengesetzes (MRRG) gegen die Datenübermittlung nach § 58nach § 58nach § 58nach § 58    c Absc Absc Absc Absatz 1 des Soldateatz 1 des Soldateatz 1 des Soldateatz 1 des Soldatennnngesetzesgesetzesgesetzesgesetzes    
    
Die Stadt Meerbusch als zuständige Meldebehörde übermittelt dem Bundesamt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr  zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 
 
Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 18 Absatz 7 des Melderechtsrahmengesetzes 
(MRRG) widersprochen haben. 
 
Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift bei der  
 

Stadt Meerbusch 
– Fachbereich Bürgerbüro, Sicherheit und Umwelt – 

Wittenberger Str. 21 
40668 Meerbusch 

 
eingelegt werden. 
 
Meerbusch, den 7. November 2014 
 
Die Bürgermeisterin 
 
gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage 
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Satzung der Stadt Meerbusch vom 10. November 2014 
 
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in Meerbusch1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in Meerbusch1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in Meerbusch1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in Meerbusch----LangstLangstLangstLangst----Kierst Kierst Kierst Kierst     
im Bereich der Straße "Zur Rheinfähre"im Bereich der Straße "Zur Rheinfähre"im Bereich der Straße "Zur Rheinfähre"im Bereich der Straße "Zur Rheinfähre"    
 
Der Rat der Stadt hat am 25.09.2014 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 in Meerbusch-Langst-Kierst im 
Bereich der Straße „Zur Rheinfähre“, als Satzung gemäß § 10 (1) Baugesetzbuch -BauGB- vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548) in Verbindung mit § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. S. 878) beschlossen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung umfasst die Flurstücke 217 bis 219 der Flur 10 der 
Gemarkung Langst-Kierst sowie den anliegenden Teil der Straße „Zur Rheinfähre“ und ist im Übersichtsplan 
gekennzeichnet.  
 

 
 
Gleichzeitig wird die Entwurfsbegründung als Entscheidungsbegründung gemäß § 9 (8) BauGB beschlossen. 
 
Dabei machte sich der Rat ergänzend die vom Ausschuss für Planung und Liegenschaften am 2. September 2014 
beschlossene Abwägung zur öffentlichen Entwurfsauslegung zu Eigen. 
Die Abwägungen lagen dem Rat der Stadt in der Fassung der Niederschrift der Sitzung des Ausschusses für Planung 
und Liegenschaften vom 2. September 2014 vor. Die zu den Abwägungsbeschlüssen des Ausschusses gehörende 
Vorlage mit den eingegangenen Stellungnahmen waren dem Rat bekannt. 
 
Mit dem Inkrafttreten dieses Änderungsplanes treten die entgegenstehenden Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Nr. 91 außer Kraft. 
 
Gemäß § 215 (2) BauGB wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
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2. eine unter Berücksichtigung des § 214 (2) beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 (3) Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 (2a) beachtlich sind. 
 
Ferner wird auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 sowie des § 44 (4) des BauGB hingewiesen. Ein 
Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 (3) Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
B e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n gB e k a n n t m a c h u n g s a n o r d n u n g    
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Meerbusch vom 10. November 2014, 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 91 
in Meerbusch-Langst-Kierst im Bereich der Straße „Zur Rheinfähre“ wird hiermit gemäß § 10 (3) BauGB öffentlich 
bekanntgemacht. 
 
Die Bebauungsplanänderung mit der Begründung und der DIN 4109 mit Beiblatt 1 in der am 25. September 2014 
geltenden Fassung liegt ab sofort während der Sprechzeiten 
 

dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 dienstags von 8.00 –––– 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und 12.00 Uhr und    
donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 donnerstags von 14.00 –––– 16.00 Uhr 16.00 Uhr 16.00 Uhr 16.00 Uhr    
sowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarungsowie nach Terminvereinbarung    

 
im Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht, Abteilung Stadtplanung in Meerbusch-Lank-Latum, Wittenberger 
Straße 21, EG, Raum 025 zu jedermanns Einsicht bereit. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
 
Gemäß § 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 
Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 

öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Meerbusch, den 10. November 2014 
Die Bürgermeisterin  
 
gez. 
 
Angelika Mielke-Westerlage  
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